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nehmen. Im Prinzip sollen idie Funktionen des 
früheren Landeigentümers in der Bereitstellung von 
Krediten, landwirtsdiaftlidien Geräten und Absatz­
leistungen durch Genossensdiaften ausgeführt werden. 
Die Zugehörigkeit zu diesen Genossenschaften ist für 
alle Pächter obligatorisch. Die Erfahrung, obwohl erst 
jüngsten Datums, lehrt, daß M arketing in obligatori­
schen Vielzweck-Vorhaben wahrscheinlich segens­
reiche Resultate zeigen wird."

„Es ist wichtig, daß die Produzenten, die von neuen 
landwirtschaftlichen Entwicklungsprojekten erfaßt w er­
den, sich in Organisationen zusammenschließen, die 
für den Absatz ihrer Produkte sorgen und ihnen den 
notwendigen Anreiz bieten, nicht nur die Quantität, 
sondern auch d ie Q ualität ih rer Erzeugnisse zu stei­
gern. H ier können die kleinen Erzeuger auch an den 
Vorteilen großzügiger Absatzplanimgen teilhaben. Je ­
doch ist die Erfahrung auf diesem Gebiet, abgesehen 
vom Absatz der traditionellen Ernten, sehr begrenzt, 
und es werden viel m ehr Informationen benötigt, ins­
besondere dort, wo es um die leicht verderblichen 
Produkte geht."

Im Hinblick auf den Mangel an angemessenen V er­
triebseinrichtungen wies Mr. Louwes darauf hin, daß 
die hohen Kosten ein „charakteristisches Merkmal des 
Marketing im M ittelmeerraum und im N ahen Osten 
sind". Diese Tatsache w urde auch von Professor 
N a g g a r  unterstrichen, der feststellte, daß „es nahe­
zu unmöglich ist, einen hochentwickelten M arkt wie 
den westeuropäischen zu erobern, wenn man nicht 
über ausreichende Vorrichtungen für die Behandlung 
leichtverderblicher Produkte vom Pro'duzenten bis 
zum Verbraucher verfügt". Professor N aggar zitierte 
eine Studie der OEEC und gab an, daß bei spani­
schen Orangen, die nach Deutschland ausgeführt wer­
den, der Produzentenpreis lediglich 19,4 V# des V er­

braucherpreises ausmacht, während der Bericht, den 
die Social Sciences Research Group of the University 
of Istanbul gab, feststellte, daß bei Zitrusfrüchten, die 
an der M ittelmeerküste der Türkei gezogen werden, 
der Produzentenpreis etwa 20 “/» des Verbraucher­
preises in Istanbul beträgt. Ähnliche Beispiele wur­
den von Mr. L o u w e s  gebracht, der außerdem angab, 
daß der Mangel an angemessenen Vertriebseinrichtun­
gen oft beträchtliche Verschwendung und Verluste 
herbeiführt.

„Leistungsfähigkeit auf der einen W irtschaftsstufe 
b ietet keine Garantie für die Leistungsfähigkeit einer 
anderen“ (Prof. N a g g a r ) .  Auf der anderen Seite „ist 
es für das M arketing von Lebensmitteln in Ländern, 
die sich in  einem beschleunigten Entwicklungsprozeß 
befinden, charakteristisch, daß dieser Prozeß gleich­
zeitig auf allen  Stufen stattfindet, bei der Produk­
tionsplanung, um dem M arktbedarf gerecht zu wer­
den, und bei den verschiedenen Transport-, Großhan­
dels- und V erarbeitungsstufen bis zur Verteilung im 
EinzeUiandel" (Mr. L o u w e s ) .

Das „Gruppenverfahren" bei der Lösung der mit den 
Marketing-Problemen zusammenhängenden Fragen der 
zum Verkauf bestimmten A grarprodukte und der 
leicht verderblichen Erzeugnisse ist nicht nur auf Ge­
biete begrenzt, in denen eine Bodenreform durchge­
führt wird. Es wird auch in einer großen Anzahl 
anderer Fälle angewandt, indem man landwirtschaft­
liche Genossenschaften, Insbesondere Absatzgenossen­
schaften, gründet, deren Organisation und Überwa­
chung in unterschiedlichem Grade staatlichen Organen 
obliegt. Die allgem eine Bedeutung dieser Genossen­
schaften für die Förderung der notwendigen Agrar­
produktion, die Standardisierung (Normung) und Ver­
arbeitung von Agrarprodukten, die W erbung für 
A grarexporte usw. w urde mehrfach hervorgehoben.

Frankreichs Wirtschaftslage nach dem Algerienfrieden

Alfred Frisch, Paris

Ebenso w ie der A lgerienkrieg jahrelang als eine 
schwere finanzielle Belastung Frankreichs betrad ite t 

wurde, als großes Hindernis für die Verwirklichung 
dringender sozialer oder wirtschaftlicher Aufgaben im 
Lande, galt der mögliche V erlust Algeriens für Frank­
reich nicht nur als menschliche, sondern auch als w irt­
schaftliche unid politische Katastrophe. Jenseits des 
Mittelmeers herrscht nunm ehr se it April 1962 offiziell 
Friede. Von geordneten V erhältnissen verm ag dort 
nodi nicht d ie  Rede zu sein, äber Frankreich ist von 
der militärischen V erantwortung befreit, es ist auch 
nicht mehr zuständig für Ruhe und Ordnung, se in  alge­
risches Engagement hat in dieser Beziehung als abge­
schlossen zu gelten. Fast ebenso endgültig darf der 
Beobachter feststellen, daß der A lgerienkrieg schließ­

lich vom finanziellen Standpunkt aus gesehen keine 
unerträglidie Belastung w ar und der Friede keine 
Katastrophe.

Verschiebung d er fin a n z ie lle n  A u fw e n d u n g e n

Ein kurzer Blick in  d ie  Vergangenheit drängt sich auf. 
Es gab viele Schätzungen über d ie  Kosten des algeri­
schen Abenteuers, über d ie  unheilbaren V erluste der 
französischen Wirtschaftssubstanz, über die m ateriel­
len Opfer, d ie  die Arbeiterklasse, das Schulwesen, der 
W ohnungsbau für einen sinnlosen Kampf bringen 
mußten. Logischerweise hätte  der Friede jenseits des 
M ittelmeeres sehr schnell zu finanziellen Erleichterun­
gen in Frankreich führen müssen. Die Einstellung aller 
Kampfhandlungen w ar zwangsläufig mit Einsparungen
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versdiiedener A rt an M aterial, Munition, Brennstoffen 
usw. verbunden. Die Französisdie M ilitärdienstzeit 
konnte inzwisdien von über 27 M onaten auf 18 Mo­
nate herabgesetzt werden. Frankreidi blieb zwar ver- 
pfliditet, 1962 für den gesamten Fehlbetrag der alge- 
risdien Staatskasse aufzukommen, aber die im Plan 
von Constantine vorgesehenen Investitionen mußten 
sdion mit Rüdcsidit auf die unsidieren Verhältnisse 
erheblidi eingesdiränkt werden. Ab 1963 dürfte nadi 
bisherigen Sdiätzungen der französisdie Gesamtauf­
wand für Algerien, natürlidi ohne Berüdcsiditigung 
der dort vorläufig sitationiert bleibenden Truppen, 
1,5 Mrd. NF n id it übersteigen.

Und trotzdem gestattete die Beendigung des Algerien­
krieges dem französisdien Finanzminister weder eine 
zusätzlidie Steuerermäßigung, nodi eine Besdileuni- 
gung des Sdiulbauprogramms, nodi eine verstärkte 
Förderung des W ohnungswesen. Es ist n id it einmal 
sidier, daß die Einsparungen für die vorgesehenen 
Unterstützungsmaßnahmen zugunsten d er Algerien- 
flüdrtlinge ausreidien, während man bereits besdilos- 
sen hat, die Finanzhilfe für ihre Eingliederung in den 
W irtsdiaftsprozeß durdi das norm ale Kreditsystem 
unter A ussdialtung des slaatlid ien  Budgets leisten zu 
lassen. Gewiß, dank des Algerienfriedens fiel es dem 
französisdien Finanzminister leiditer, für 1963 ein 
einigermaßen ausgeglidienes Budget vorzulegen und 
versdiiedene M ehrausgaben, die sdion vor dem 
Friedenssdiluß besdilossen worden w aren oder sidi 
im Zuge der Entwidtlung n id it verm eiden lassen, zu 
finanzieren. N ur handelt es sidi hierbei um Rander- 
sdieinungen.

Das Kernproblem liegt in  der Tatsadie, daß der Alge­
rienkrieg vorwiegend von der Arm ee selbst finanziert 
wurde, indem sie ihm ih re  Ausstattung und M oderni­
sierung fast völlig opferte. Ob der rein zivile Staats­
haushalt über V erwaltungskosten und Investitionskre­
dite durdi ein selbstä,ndiges Algerien weniger belastet 
wird als durdi ein kolonial verw altetes Gebiet, wird 
sidi erst in Zukunft zeigen und ist eine andere Frage. 
In den zurüdsliegenden Jahren  mußte jedenfalls ein 
ungesund hoher Prozentsatz der M ilitärkredite für den 
U nterhalt und den laufenden Aufwand verw endet w er­
den, so daß sidi je tzt die französisdiien Einheiten und 
audi die Kasernen in  red it erbärmlidiem Zustand be­
finden. Es fehlen n id it nur Tanks und moderne Waffen, 
sondern audi Lastwagen, Uniformen, Sdiuhe und 
säm tlidie normalen Reserven. Allein für die Umgestal­
tung und den Ausbau der Kasernen, dam it sie die 
normalen Rekrutenkontingente aufnehmen können, 
dürften mindestens 2 Mrd. NF erforderlidi sein. Es 
genüge der Hinweis, daß trotz Beendigung des Alge­
rienkrieges die französisdien M ilitärkredite 1963 höher 
liegen als im Vorjahr, ohne daß es möglidi sein wird, 
ein Panzerbauprogramm anlaufen zu lassen, und ohne 
daß es' General de Gaulle, w ie e r  es gewünsdit hätte, 
gelang, sein Atomprogramm zu besdileunigen. Nadi 
A nsidit der M ilitärsadiverständigen müßte Frankreidi 
bei unveränderten M ilitärkrediten auf alle militäri- 
sdien Atomanstrengungen verziditen, wenn es in ver­
nünftiger Frist seine Armee w ieder auf einen moder­
nen Stand bringen mödite.

D er A b zu g  d e r  E uropäer

Das zweite Kapitel, das die Gegenwart und die Zu­
kunft betrifft, ist der Abzug der Europäer aus Algerien 
mit seinen V erlusten und seinen w irtsdiaftlidien Aus­
wirkungen. Es gilt hierbei, d ie vor Friedenssdiluß 
angekündigte Katastrophe mit einigerm aßen riditigen 
M aßstäben zu bewerten. Daß die Entkolonialisierung 
Algeriens zu einer m ensdilidien Tragödie führte, be­
darf keiner besonderen Erläuterung mehr. Jedes Flüdit- 
lingsdasein ist außergewöhnlidi hart und w ird gewiß 
n id it gelindert durd i politisdie, phllosophisdie oder 
m oralisdie Spekulationen über die Zusammenhänge 
zwisdien Sdiuld und Sühne.

Die bisherige Bilanz geht über die p e s s i m i s t i S d i s t e n  
Erwartungen hinaus. Von den etwas über einer Mill. 
Europäern dürften bis Ende 1962 rund 900 000 das 
Land verlassen haben. Es gilt als zweifelhaft, daß 
langfristig, selbst in einem Klima einigermaßen freund- 
sdiaftlidier Zusammenarbeit, die Zahl der Franzosen 
in A lgerien 150 000 übersteigen wird. M öglidierweise 
verbleiben von den ursprünglidien Algerienfranzosen 
nur 50 000 endgültig in  Nordafrika. Das größte Kontin^ 
gent stellen dann neue tedinisdie Hilfskräfte, die 
mehr oder weniger vorübergehend im Dienst der alge- 
risdien Regierung oder audi — eine kleinere Zahl — 
als selbständige Kaufleute und Industrielle sowie als 
Angestellte französisdier Betriebe arbeiten.

D as französische  E ig en tu m  in  A lg er ien

Die Abwanderung der Europäer ist natürlid i m it einem 
nidit geringen Verm ögensverlust verbunden, obwohl 
bisher nidit k lar zu erkennen ist, w eldies Sdiidcsal dem 
europäisdien Eigentum in A lgerien besdiieden sein 
wird. W ohl oder übel mußte sidi die algerisdie Regie­
rung in der einen oder anderen Form um die verlas­
senen Bauernhöfe, Gesdiäfte und Fabriken kümmern. 
M an kann es ihr n ld it übelnehmen, w enn sie Zwangs­
verw alter einsetzte oder den Boden kollektiv von 
algerisdien Bauern bebauen ließ. Als w ahrsdieinlidi 
zu gelten ha t eine sdinelle und verhältnism äßig tief­
gehende Agrarreform. Die Abkommen von Evian stell­
ten sie bereits in A ussidit und sahen eine normale 
Entsdiädigung des enteigneten europäisdien Besitzes 
durdi die Abzweigung eines Teils der französisdien 
W irtsdiaftshilfe vor. Diese Entsdiädigung sollte in  der 
einen oder anderen Form tatsädilid i ausgezahlt w er­
den. Entweder es kommt zu einer organisdien Zusam­
m enarbeit zwisdien Frankreidi und Algerien, dann 
erfolgt d ie  Regelung im Rahmen der Abkommen von 
Evian, oder aber es entsteht ein Brudi, dann wird 
Frankreidi die für die algerisdie W irtsdiaftshilfe vor­
gesehenen M ittel den enteigneten A lgerienflüditlingen 
zur Verfügiing stellen.

W as mit dem europäisdien Hausbesitz gesdiehen soll 
und wird, ist augenblidtlidi nodi völlig unklar. An 
sidi besteht für die algerisdie Regierung keine V eran­
lassung, an den Eigentumsverhältnissen etw as zu än­
dern. Fraglidi ist nur, ob die neuen, vorwiegend ara- 
bisdien M ieter in der Lage sind, irgendeine M iete zu 
bezahlen, und ob die Hausbesitzer das Redit erhalten, 
ihre Interessen einigermaßen w irkungsvoll zu ver-
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leidigen. Sie werden vor allem  darum bem üht sein, 
ihre Immobilien sobald w ie möglich abzustoßen, was 
nu r zu Verlustpreisen denkbar isl. Die verlassenen 
europäisdien Einzelhandelsgeschäfte sind natürlich 
völlig  wertlos geworden. Es ist anzunehmen, daß die 
hierm it verbunden gewesenen W arenlager in dem 
Augenblick, als die Franzosen abzogen, einen recht 
liefen Stand erreicht hatten und finanziell nicht mehr 
allzu stark ins Gewicht fallen. Besser steh t es um 
Industriebetriebe und größere Gesellschaften, die theo­
retisch unter normalen Bedingungen weilergeführt 
w erden können. Es gibt auch eine Reihe von Betrieben, 
die ihre Tätigkeit inzwischen w ieder aufnahmen.

A bhängigkeit d e r  a lgerischen W irtscha ft 
vo n  F rankreich

Die weitere Entwicklung hängt jedodi von der poli­
tischen Lage in Algerien ab. Vorläufig kann von ge­
ordneten W irtschaftsverhältnissen nicht die Rede sein. 
Bis Ende 1962 dedcte Frankreich automatisch den Fehl­
betrag  der algerischen Staatskasse, ab  1963 muß das 
Land seinen ordentlichen H a u ^ a l t  aus eigenen M itteln 
bestreiten, Niemand verm ag vorau'szusagen, w ie sich 
dies praktisch verwirklichen läßt, da ein  guter Teil 
des Wirtschaftslebens völlig lahmliegt. N ur wenige 
Großunternehmen arbeiten  normal, sofern ihre Erzeu­
gung aussdiließlich dem Export zugeführt wird. Dies 
gilt in erster Linie für die Erdölwirtschaft, die heute 
für Algerien die einzige sichere Einnahmequelle bil­
det, weshalb sämtliche algerischen A utoritäten alles 
unterlassen, was die Förderung und den A btransport 
des Saharaöls im geringsten stören könnte. Auch der 
Bau der Erdgasverwertungsanlage bei Oran, verbun­
den mit einem chemischen Komplex, erfolgt reibungs­
los. Einigermaßen befriedigend sind schließlich die Zu­
stände in der Grubenindustrie, d. h. für Eisenerze und 
Phosphate.

Es besteht aber kaum ein Zweifel, daß das weitere 
Schicksal der algerischen W irtschaft eng verknüpft ist 
m it den Beziehungen zu Frankreich. Technische Hilfe 
erscheint in diesem Zusammenhang noch viel wichtiger 
als KreditSi Sie läßt sich auch viel schwerer ersetzen, 
falls es zwischen A lgier und Paris zum Bruch kommen

sollte. Um einigermaßen funktionsfähig zu sein, 
sind Verwaltung, öffentliche Dienste und ganz allge­
mein die W irtschaft auf mindestens 100 000 Europäer 
angewiesen. Diese Anzahl von Experten kann schon 
aus Sprachgründen und auch mit Rücksicht au f die 
erforderliche Erfahrung allein von Frankreich gestellt 
werden, Paris ist trotz des Flüchtlingsdramas und 
trotz mancher Enttäuschung schon mit Rücksicht auf 
seine nord- und zentralafrikanische Gesamtpolitik in 
jeder Beziehung zu großem Entgegenkommen an das 
unabhängige Algerien bereit.

V oraussetzungen  e in er  französisch-algerischen  
Z usam m enarbe it

Es bestehen aber Grenzen für die französische Nach­
sicht. Sie setzt eine politische Mäßigung der algeri­
schen Regierung voraus. Für Frankreich ist es ausge­
schlossen, Fachkräfte und Geld nach Algerien zu 
entsenden, wenn gleichzeitig das französische Eigen­
tum dort m it Füßen getre ten  wird. Die Agrarreform 
muß daher in geordneten Bahnen verlaufen. Nicht 
w eniger wichtig ist die W ahrung der elem entaren 
Eigentumsrechte der Algerienflüchtlinge und beson­
ders der Hausbesitzer.

Hierzu kommt als weitere, nicht zu unterschätzende 
Bedingung, daß Frankreich einem Algerien, das eine 
völlig autonome Wirtschafts- und Handelspolitik be­
treibt, keine M illiardenbeträge zukommen lassen kann. 
Verschiedene algerische Politiker haben bereits von 
einem algerischen Zolltarif auch gegen Frankreich 
sowie von einer neutralistisch orientierten Handels­
politik gesprochen.

W ährend der Verhandlungen von Evian hatten die 
algerischen Unterhändler zumindest grundsätziich ihre 
Bereitschaft zu einer Assoziierung Algeriens mit dem 

, Gemeinsamen M arkt erklärt, um es Frankreich zu ge­
statten, die Präferenzstellung Algeriens auf dem 
französischen M arkt mit den Bestimmungen des Rom- 
Vertrages in Einklang zu bringen.

Tunesien tmd Marokko sind zunehmend an Assoziie­
rungsverhandlungen m it dem Gemeinsamen M arkt

I R O P A -

IDUSTRIE

iN D B Ü C H E R

Das umfassende Nach- Die M onfan-U nion  und ihre Zulieferindustrie
Schlagewerk der Euro­
päischen Gemeinschaft 
für Kohle und Stahl.
Dieses Fachbuch enthält 
ins einzelne gehende 
firmenkundliche 
Angaben über die Kohle 
fördernden und Stahl 
produzierenden Unter­

nehmen der Monfan- 
Union, ergänzt durch 
vielfältige Liefer­
nachweise der Zuliefer­
industrie. Aus dieser

Zusammenstellung 
resultiert der hohe 
Gebrauchswert. 
Vorbestellpreis DM30.—
Preis nach Erscheinen DM48,—

1963/1

Publication Inler-Europe H. E. Jaeger KG, 61 Darmstadt, Postfach 320

35



interessiert. Sollte Algerien trotz dieses dreifadien 
Drucks aus Nordafrika und aus Paris den nationali- 
stisdien W eg der -wirtsdiaftlidien Unabhängigkeit 
wählen, müßte es ziemlidi sdinell zu einem Sdieitern 
d er französisdx-algerisdxen Zusammenarbeit kom­
men, nidit mehr infolge der Sdiwierigkeiten Frank- 
reidis im  Gemeinsamen Markt, sondern vorwiegend 
aus politisdien und psydiologisdien Gründen. Die 
Algerien von Frankreidi angebotene W irtsdiaftshilfe 
ist zu groß — sie übersteigt bei weitem an Geld und 
Mensdien, was Frankreidi dem sdiw arzen Afrika 
b ie tet —, um n ld it ein Mindestmaß von politisdi-ideo- 
logisdien Bedingungen vorauszusetzen. Einer der 
w iditigsten Prüfsteine hierfür is t das zukünftige Ver­
hältnis Algeriens zum Gemeinsamen M arkt und hier­
mit zu Europa.

D as Schicksa l d e r  französischen  A lg er ien flü ch tlin g e

W ie steht es inzwisdien um die Algerienflüditlinge? 
M an kann n id it behaupten, daß die offiziellen stati- 
sti'sdien Angaben hierüber sehr aufsdilußreldi sind. 
Teilweise besdiränken sie sid i auf Sdiätzungen, teil­
weise betreffen sie nur einzelne Gebiete. Geht man 
von einer globalen Flüditlingszahl von etwa 900 000 
bis Ende 1962 aus, darf man wohl etwa 150 000 Men­
sdien, die sidi nadi Spanien und Israel begaben, zu- 
nädist einmal in  Abzug bringen, obwohl w ahrsdiein­
lid i ist, daß Frankreidi zumindest für die Auswan­
derer nadi Israel gewisse finanzielle Verpfliditungen 
zu übernehmen hat. Es verbleiben dann 750 000 Per­
sonen, von denen nadi ungefähren Sdiätzungen w eitere 
200 000, näm lidi d ie  Beamten und ihre Familienmit­
glieder, abgezweigt werden können, denn für ihre 
W iedereingliederung ist autom atisdi d er S taat verant- 
wortlidi. Sie sind allerdings, ebenso wie die anderen 
Algerienflüditlinge, in  der W ohnungsbilanz zu be- 
rüdcsiditigen. Von den restlidien 550000 Personen 
standen etwa 200 000 bis 250 000 im aktiven Berufs­
leben. Etwa 60 000 m eldeten sidi bei den Arbeitsäm­
tern, um irgendeine Besdiäftigung zu finden.

Die Vermögens- imd W ohnverhältnisse liegen ziemlidi 
im Dunkeln. Niemand vermag zu sagen, w ie viele Alge­
rienfranzosen Sidi vor der Katastrophe eine W ohnung 
in Frankreidi gesidiert hatten. Die Regierung gab im 
November bekannt, daß ungefähr 15 000 Familien 
durdi Einsdialtung öffentlidier Instanzen untergebradit 
w erden konnten. Die Abwanderung aus Algerien war 
zweifellos m it einer starken  Kapitalbewegung ver­
bunden. Es w äre eine irrige Ansidit, anzunehmen, daß 
alle Algerienfranzosen m it leeren Händen in ihre alte 
Heimat zurüdckehrten. Die Beridite über die wirtsdiaft- 
lidie Eingliederung der Selbständigen und der Arbeit­
nehm er sind äußerst widersprudisvoll, selbst bei den 
offiziellen Stellen. Sidier ist nur, daß es z. B. in Mar­
seille, wo gegen die Jahresw ende nodi etwa 100 000 
A lgerienflüditlinge lebten, zu keinerlei ernstlidien 
Reibungen und Notlagen kam, die die öffentlid ikeit 
erregten. Die staatlid ie  Unterstützung, die grundsätz- 
lidi die Frist eines Jahres nidit übersteigen darf, ist 
großzügig. Jede Familie kann bis zu 750 NF monat- 
lidi erhalten. Häufig besteht in dieser sehr müden Be­

völkerungsgruppe sdion aus diesem Grunde zunädist 
kein allzu großes Bedürfnis, sdinell w ieder in dás 
Berufsleben zurüdczukehren.

Für die w eitere Zukunft kann m an nur Vermutungen 
ausspredien, allerdings mit einem gewissen Grad der 
W ahrsdieinlidikeit. Es sollte möglidi sein, e tw a drei 
V iertel der Algerienflüditlinge ohne größere Sdiwie­
rigkeiten sdirittw eise in  den französisdien Produk­
tionsprozeß einzugliedern. Die Gesamtlast für die 
französisdie Staatskasse dürfte unter Berüdisiditigung 
der Unterstützung, der Umsdiulimg und des W oh­
nungsbaues etwa 5 Mrd. NF erreidien. Es könnte 
erforderlidi sein, für die Erriditung neuer Betriebe 
auf dem Kreditwege 1 bis 2 Mrd. NF zu mobilisieren. 
Das algerisdie Rüdswanderungskapital ohne d ie Ent­
sdiädigung für das verlorene Eigentum dürfte sid i auf 
m indestens 3 Mrd. NF, aller W ahrsdieinlidikeit nadi 
aber auf 5 Mrd. NF oder gar m ehr belaufen. Es ist sta- 
tistisdi überhaupt nidit, audi n id it ungefähr, erfaßbar, 
dies um so weniger, als die Kapitalrüdcwanderung 
sdion vor einigen Jahren  einsetzte.

Die heikelste F rage ergibt sidi aus der dironisdien 
W ohnungsnot in Frankreidi. Übergangslösungen durdi 
den Bau von Baradcen sind ebensowenig ausgesdilos- 
sen wie e ine  gewisse A usweitung d er Bautätigkeit, 
w odurdi übrigens die Konzentration und Rationali­
sierung der französisdien Bauindustrie nur gefördert 
würde. Außerdem ist besonders in  Südfrankreidi 
nodi m andier unausgenützte W ohnraum, d e r mit 
verhältnism äßig geringen Investitionen nutzbar ge- 
m adit w erden kann, vorhanden.

H a n d elsb ezieh u n g en  zw ischen  F rankreich  
u n d  A lg e r ien

W ährend der V erhandlungen von Evian w ar viel die 
Rede von der angeblidi lebensw iditigen Bedeutung 
des algerisdien M arktes für d ie  französisdie W irt­
sdiaft. Man stellte fest, daß A lgerien in d er Außen­
handelsbilanz zunädist als bester Kunde Frankreidis 
ersdiien, dann von d er Bundesrepublik und neuer­
dings aud i von einer Reihe 'anderer Länder über­
flügelt wurde. In den ersten  neun M onaten des Jah ­
res 1962 gingen die französisdien A usfuhren nadi 
Algerien gegenüber dem V orjahr von 3,21 auf 2,0 
Mrd. NF zurüdc, während die französisdie Ausfuhr 
nadi der Bundesrepublik in  der gleidien Zeit von 
3,92 auf 4,57 Mrd. NF anstieg. Die Einfuhr Frankreidis 
aus Algerien erhöhte sid i allerdings von 1,21 auf 
2,38 Mrd. NF, wohl hauptsädilidi infolge des besdileiu- 
nigten Abbaues der Lagerbestände und eines gewissen 
Gütertransfers durdi die A lgerienflüditlinge, aber audi 
dank der verm ehrten Erdölproduktion. W ie dem  audi 
sei, der algerisdie M arkt nahm nie m ehr als 2 “/# der 
französisdien Gesamtproduktion ab. Ein n id it gerin­
ger Teil entfiel auf die Arm ee und die nunm ehr in 
Frankreidi lebenden Algerienfranzosen. Der Rück­
gang der Lieferungen nach A lgerien erfolgte außer­
dem in einem  Augenblick, in  dem aus konjim kturellen 
Gründen der zentralafrikanische M arkt sowie aus 
politisdien Gründen M arokko und teilw eise auch 
Tunesien bereit oder in der Lage waren, größere 
Mengen französischer W aren abzunehmen.
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Inzwisdien zog ein großer Teil der V erbraudier von 
Algerien nadi Frankreidi um. Unter Berüdcsiditigung 
der Soldaten handelt es sid i hierbei um über eine 
Million Personen, d. h. um über 2 Vo der bisherigen 
französisdien Gesamtbevölkerung. Tatsädilidi hat die 
französlsdie Produktion un ter dem Rüdegang des 
Algerienexports global bisher in keiner W eise gelit­
ten, was natürlidi versdiiedene individuelle H ärte­
fälle bei Betrieben, die aus dem einen oder anderen 
Grunde vorwiegend für den algerisdien M arkt arbei­
teten, nidit aussdiließt. Für d ie  unm ittelbare Zukunft 
darf dank der A lgerienflüditlinge und audi der teil­
weisen Demobilisierung der Arm ee ebenfalls mit 
einer Belebung der französisdien W irtsdiaftstätigkeit 
geredinet werden, wobei dieser Faktor .wahrsdiein- 
lidi anderweitig gegebene Stagnationstendenzen, z. B. 
bei den Investitionen, zumindest ausgleidit. Teilweise 
können diese Nebenersdieinimgen der algerisdien 
Entkolonialisierung gewisse inflationistisdie Folgen 
haben. Dies spielt jedodi bei den in  diesem Rahmen 
zu überprüfenden Gegebenheiten und Entwiddungs- 
tendenzen keine Rolle.

E in flu ß  a u f  d en  französischen  A rb e itsm a rk t

Sdiließlidi verdienen die V eränderungen der Lage 
auf dem französisdien Arbeitsm arkt Erwähnung. Die 
Algerienflüditlinge sind hierbei übrigens zunädist nur 
ein untergeordneter Faktor, teilweise, weil sie es mit 
ihrer Eingliederung in  den französisdien Produktions­
prozeß n id it eilig haben, teilweise aber audi, weil 
sie in  Sektoren Verwendung finden, in denen der 
Mangel an Arbeitskräften nidit notwendigerweise zu 
Spannungen und Lohnerhöhungen führte, wie in ver- 
sdiiedenen öffentlidien Diensten, Dienstleistungszwei­
gen, Handwerk usw. Für die K onjunktur ist z. B. ein 
Mangel an Volkssdiullehrern, der durdi die Ankunft 
von Algerienfranzosen behoben wird, n id it von unmit­
telbarer Bedeutung. Das gleidie gilt für Taxidiauffeure, 
Briefträger usw., während die Algerienfranzosen die 
gesuditen Fadikräfte der Industrie nur in geringem 
Ausmaße zu stellen vermögen. Unmittelbar wirkungs­
voll ist die Verkürzung der M ilitärdienstzeit, wodurdi 
1962/63 etwa 250 000 Soldaten freigesetzt werden. 
Allerdings geht ein Teil hiervon zunädist einm al in 
die Berufsausbildung, während ein w eiterer Teil nidit 
unmittelbar den angespannten Sektoren des Arbeits- 
marktes zugute kommt.

Am stärksten ins Gewidit fällt w ahrsdieinlidi das 
Verhalten der arabisdien Algerier. W ährend Frank­
reidi nadi dem Friedenssdiluß m it dem Abzug einer 
größeren Zahl algerisdier A rbeitskräfte redinete, 
stellte es w ider Erwarten seit Ende des Sommers 1962 
eine stärkere Zunahme fest. Der übersdiuß der Ein­
wanderung von A rabern nadi F rankreidi gegenüber 
der Rüdiwanderung nadi A lgerien 'betrug im Sep­
tember etwa 15 000, im O ktober etw a 25 000, ohne 
daß eine Umkehrung dieser Tendenz zunädist zu 
erwarten wäre. Der Grund ist einfadi: die verhäng­
nisvolle algerisdie W irtsdiaftslage. Die in Frankreidi 
lebenden Araber, vor allem die zahlreidien Kabylen, 
deren Führer ziemlidi deutlidi in  Opposition zu der

algerisdien Regierung stehen, w eigern sidi, in ihre 
Heimat zurüdczukehren, selbst w enn sie dort als 
angelernte A rbeiter oder Fadikräfte benötigt werden. 
V iele andere A raber strömen regelmäßig nadi Frank­
reidi, weil es ihnen die letzte Hoffnung bietet, sidi 
und ihren Familien eine einigermaßen ausreidiende 
Existenz zu sidiern.

In der dreijährigen Übergangszeit der Abkommen 
von Evian kann Frankreidi diesen Arabern, die nodi 
zwisdien der französisdien und der algerisdien Staats- 
bürgersdiaft wählen dürfen, sein Land n id it ver- 
sdiließen. Diese Absidit besteht audi nidit, weil die­
ser M ensdienstrom augenblicklidi das vielleidit stärk­
ste Bindeglied zwisdien den beiden Ländern darstellt 
und geeignet ist, die algerisdie Regierung politisdi 
in einem Sinne zu verpfliditen, der den französisdien 
Vorstellungen entspridit. Außerdem bringt e r  eine 
sehr nützlidie Entlastung des Arbeitsm arktes. Nur 
stellt sidi w ieder einmal, wie so oft in  Frankreidi, 
das sdiwentfiegende Problem der Unterkunft, denn es 
w äre sowohl sozial wie audi politisdi unzumutbar, 
diese erw eiterte arabisdie Bevölkerung einfadi ihrem 
Sdiicksal zu überlassen.

K o n ju n k tu re lle r  Ü berblick

Es würde zu weit führen, diese Algerienbilanz durdi 
einen ausführlidien französisdien K onjunkturberidit 
zu ergänzen. Absdiließend kann daher die Lage nur 
mit einigen Stridien skizziert werden. Trotz einiger 
Bedenken und einer vielleidit zu optim istisdien offi­
ziellen Färbung des Haushaltsentwurfes für das Jah r 
1963 drohen der französisdien Staatskasse bis auf 
w eiteres keine Gefahren, sowohl was ihre Stabilität 
w ie audi ihre Flüssigkeit anbelangt. Außenhandels­
und Zahlungsbilanz setzen ihre positive Entwidclung 
fort. Irgendeine Veränderung in den kommenden 
M onaten w äre überrasdiend. Bei Beurteilung der 
französisdien Preisentwicklung muß man berücksich­
tigen, daß — wahrscheinlich im Gegensatz zu Deutsch­
land — die für die internationale Konkurrenzfähig­
keit entscheidenden Industriepreise weniger zuneh­
men als die Lebenshaltungskosten, die sehr stark 
durch die landwirtschaftliche Preisentwicklung und 
neuerdings auch in  steigendem Maße durch den 
Dienstleistungssektor bestimmt sind.

Die in Frankreidi recht lebhaft geführten Diskus­
sionen über die wünschenswerte oder notwendige 
Wachstumsrate, das Ausmaß der Investitionen und die 
vielleicht zu große Abhängigkeit d e r Konjunktur 
vom Verbrauch erscheinen dem etwas abseits stehen­
den Beobachter ziemlich müßig. Er gelangt zunächst 
zur Erkenntnis, daß d ie französische W achstumsrate 
in den letzten 24 M onaten regelmäßig, selbst über 
die Erwartungen der Optimisten hinaus, zunahm. Die 
Klage über die Verlangsamung der privaten Investi­
tionstätigkeit besitzt nur relative Berechtigung, denn 
die Privatinvestitionein nehm en w eiter zu, wenn auch 
nicht m ehr ganz so stark  w ie früher. Es ist jedoch 
m ehr als wahrscheinlich, daß durch die ständige Nach­
frage nach Konsumgütern auch die Investitionstätig­
keit w ieder eine Belebung erfahren wird. Außerdem
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ist ein vorübergehendes M ißverhältnis zwisdien In­
vestitionen, d. h. Kapazitätsausweitung, und V erbraudi 
n idit notwendigerweise ungünstig, denn es kann zu 
einer höheren Kapazitätsausnützung und infolgedessen 
zu einer verbesserten Rentabilität führen, so daß an- 
sdiließend den Fabriken größere M ittel für die Eigen­
finanzierung neuer Investitionen zur Verfügung stehen.

Entsdieidend sind wohl vor allem die unabänder- 
lidien Faktoren, die Frankreidi zu einer Expansion 
zwingen, näm lidi die Eingliederung der Algerienfran­
zosen, der Zustrom der arabisdien Arbeitskräfte, die

verstärkten  G eburtenjahrgänge der Nadikriegszeit 
und audi die sidi voll im Gange befindende struk­
turelle Umgestaltung des industriellen sow ie des land- 
w irtsdiaftlidien Prodnktionsapparates — mit Konzen­
trationen, Fusionen und Rationalisierungsanstrengun­
gen. Das gilt audi n id it zuletzt für den Bereidi der 
Klein- und M ittelbetriebe, deren konjunkturpolitisdie 
Bedeutung besonders in  Frankreidi n id it untersdiätzt 
w erden darf und die sidi erst vor kurzem, einige 
Jah re  später als die Großbetriebe, dazu entsdilossen, 
sidi den Erfordernissen des Gemeinsamen M arktes 
anzupassen.

Die neue „schwere" Mark in Finnland

Dr. Axel v. Gadolin, Helsinki

V om 1. Januar 1963 an hat Finnland d ie neue 
„sdiwere" M ark eingeführt, d ie wertmäßig 100 

alten M ark entspridit. Die alte M ark hat je tzt den 
W ert von einem Pfennig (pennl). Die Reform bedeutet 
also tedinisdi gesehen nur, daß man zwei Nullen 
gestridien hat. Hierin ähnelt sidi die finnisdie mit der 
französisdien Währungsreform. Der französisdie Franc 
und die finnisdie Mark, die ursprünglidi denselben 
W ert gehabt haben, verloren w ährend der letzten 
Jahrzehnte fast im GleidisdiTitt an Kaufkraft, der 
Franc jedodi etw as sdineller. In letzter Zeit betrug 
sein W ert — bis zur französisdien Aufwertung — 
rund zwei Drittel desjenigen der Finnmark. Vom
1. Januar 1963 an zahlt man nun wieder im selben 
Verhältnis: also zwei Drittel der neuen oder „sdiwe- 
ren" M ark für einen neuen Franc.

E in e  technische o d er w ährungspo litische  R e fo rm ?

Im Gegensatz zu den französisdien Noten, d ie  offi­
ziell die Bezeidinung .neue Franc" tragen, steht auf 
den finnisdien Noten — alten wie neuen — nur 
„M ark“ (d. h. „M arkkaa" und entspridit der finnischen 
Partizipform). Freilich behalten die alten  Noten ihre 
Gültigkeit. Man wird sie jedodi in verhäUnismäßig 
kurzer Zeit aus dem Umlauf ziehen. Damit Verwedis- 
lungen vermieden werden, untersdieiden sidi die 
neuen Eine-'Mark-Noten von den alten Hundert-Mark- 
Noten kaum. So entspredien audi die neuen Fünf-, 
Zehn-, Fünfzig- und Hundert-M ark-Noten äußerlidi 
den alten Fünfhundert-, Tausend-, Fünftausend- und 
Zehntausend-M ark-Noten. Das gleidie gilt für die 
Scheidemünzen. Das neue Fünfzigpfennigstüdc ähnelt 
der Prägung des alten Fünfzigmarkstückes sehr.

Als Redinungseinheit für alle Vereinbarungen, die 
vor dem 1. Januar 1963 getroffen worden sind, gilt 
der M arkbetrag nunm ehr als Pfennigbetrag, für Ver­
einbarungen nach dem 1. Januar 1963 gilt die neue 
Mark. Es empfiehlt sidi aus Gründen der Deutlidikeit, 
von der „neuen“ und von der „alten" M ark zu reden 
bzw. zu sdireiben. W enn man jedoch in privaten  oder 
geschäftlichen Abmachungen über „alte Mark" abge­

schlossen hat, w ird die Bezeichnung „vnk“ (finnisch) 
oder „gnk“ (schwedisch) als Zusatz empfohlen. Die 
Jahresabschlüsse für 1962 w ie auch die Steuererklä­
rungen werden ja  noch in der alten W ährung vorge­
nommen. Von diesen Umstellungsscfawierigkeiten ist 
auch die Statistik betroffen, die zunächst noch die alte 
Bezeichnung beibehalten muß.

Unter den freien Staaten Europas verfügt Finnland 
— neben Großbritannien — nunm ehr über die größte 
Rechnungseinheit. Es folgen der holländische Gulden 
(0:90), die D-Mark (0:81), der Schweizer Franken 
(0 :75), der französische Franc (0 : 66) und die schwe­
dische Krone (0 : 63). Für ein verhältnism äßig „armes" 
Land, wie es Finnland ist, m utet d ieser W echselkurs 
etwas eigenartig an. Jedoch entspricht die neue 
„schwere" M ark nur zwei Fünfteln der alten  finni­
schen Goldmark, deren Einlösung im Jahre  1915 ein­
gestellt wurde. Dafür ist ihr W ert vierm al größer als 
die W ährungseinheit in der Zeit von 1925 bis 1939.

Die jetzt durchgeführte Reform, die sich auf ein Gesetz 
vom 30. März 1962 stützt, will nur technischer N atur 
sein. Ihre Sanktionierung w urde von großangelegter 
staatlicher Propaganda begleitet. In der Tat enthält 
das neue W ährungsgesetz aber w eit m ehr als nur 
technische Reformen: Erstens w ird die 1925 wieder 
eingeführte Goldwährung nun endgültig aufgehoben; 
bis je tzt hatte man sich mit Provisorien begnügt. Zwei­
tens wird der Zentralbank das uralte Recht abge­
sprochen, als höchste Instanz d ie W echselkurse festzu­
setzen. Nach der neuen Regelung können Vorschläge 
der Zentralbank zur Ä nderung von W echselkursen 
von der Regierung angenommen oder abgelehnt w er­
den. Als Mitglied des Internationalen W ährungsfonds 
muß Finnland den Bestimmungen des Fonds folgen, 
der ja  den Goldwert feststellt. Für d ie  neue „schwere" 
M ark wurde nun der Grundwert von 0,27771 g reinen 
Goldes vorgeschrieben. Es handelt sich somit um die 
moderne Goldpariwährung. Demnach w ird die Nor­
malnotierung des Dollar 3 : 20 Fmk betragen, während 
der Rubel 3 :56 Fmk notiert.
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